
Lärmschutz – Wie stehen die Kandidaten zur Bundestagswahl 2013 dazu ? 

 

Antworten von MdB Oliver Luksic, FDP / Verkehrspolitischer Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion 

 

ANWOHNER SORGEN SICH UM IHRE GESUNDHEIT - LÄRM MACHT KRANK! 

Die Düsseldorfer Bürgerinitiativen Wersten aktiv, Staufreier Südring und Fleher Bürger-

Interessengemeinschaft, befragten in den Wahlkreisen Düsseldorf Nord und Süd die 

Bundestagswahl-DirektkandidatenInnen, deren Parteien im Bundestag vertreten sind oder noch 

einziehen wollen und die verkehrspolitischen Sprecher der großen Parteien im Bundestag, zum 

Thema "Verkehrslärmschutz an Straßen". 

 

1. Unterstützen Sie als MdB die Forderung, Städte und Kommunen gesetzlich zu verpflichten, bei 

über-schrittenen dB(A)-Grenzwerten auf innerörtlichen Straßen, zeitnahe Lärmschutzmaßnahmen 

anzuordnen, falls ja, welche? 

 

Oliver Luksic: 
 

Für die FDP ist der Schutz der Bevölkerung vor Verkehrslärm allgemein und Straßenverkehrslärm im 

besonderem ein wichtiges Anliegen. In dieser Legislaturperiode haben wir bereits in Sachen 

Schienenlärm verschiedene Maßnahmen ergriffen. In der nächsten Legislaturperiode werden wir den 

Fokus auf den Straßenverkehrslärm legen.  

 

Wir haben in dieser Legislaturperiode dafür gesorgt, dass zwei sehr konkrete Maßnahmen bereits im 

Koalitionsvertrag 2009 verankert und inzwischen umgesetzt wurden. Dies betrifft zum einen die 

Einführung lärmabhängiger Trassenpreise und zum anderen die Abschaffung des Schienenbonus. 

Beides sind Maßnahmen, die seit langem gefordert werden, jedoch von keiner Vorgängerregierung 
realisiert wurden. Die SPD hat zehn Jahre den Bundesverkehrsminister gestellt und dabei größtenteils 

zusammen mit den Grünen regiert - geschehen ist in dieser Zeit in Sachen Bahnlärmschutz nichts. Das 

muss man berücksichtigen, wenn heute von SPD und Grünen aus der Opposition heraus weitgehende 

Forderungen aufgestellt werden. Entscheidend ist, was konkret passiert, wenn man in der 

Regierungsverantwortung ist. Hier kann sich die Bilanz der FDP sehen lassen.  

 

Wir wollen aber noch mehr erreichen. Wir werden uns deshalb in der nächsten Legislaturperiode auch 

für eine Weiterentwicklung des nationalen Verkehrslärmschutzpaketes einsetzen. Wir wollen dabei 

auch einen Schwerpunkt auf den Einsatz innovativer Lärmminderungstechnik und die gezielte 

Entlastung von Lärmbrennpunkten setzen. Daneben wollen wir das Lärmsanierungsprogramm 
fortsetzen und intensivieren. Aus den Mitteln des Infrastrukturbeschleunigungsprogramms II haben 

wir 40 Mio. Euro zusätzlich für das "Sonderprogramm Lärmschutz Schiene" zur Verfügung gestellt, mit 

dem weitere Streckenabschnitte lärmsaniert werden.  

 

Wir haben zudem 2010 die Grenzwerte an Bundesfernstraßen um 3 dB (A) abgesenkt und so den Weg 

für weitere Lärmschutzmaßnahmen freigemacht. Die jährlichen Mittel für die Lärmsanierung an 

Bundesfernstraßen wurden zudem von 16,7 Mio. Euro im Jahr 2005 auf 40,7 Mio. Euro im Jahr 2010 

erhöht. 

 



Die FDP setzt sich, wie gezeigt, dafür ein, dass der Bund im Rahmen seiner Zuständigkeiten zur 

Verbesserung des Lärmschutzes beiträgt. In unserem föderalen Staatssystem sind jedoch zahlreiche 

Entscheidungen von jeweils regionales Bedeutung grundsätzlich bei den Städten und Kommunen 

angesiedelt. Dazu gehören auch Lärmschutzmaßnahmen, die vor Ort verantwortungsvoll entschieden 

werden. Gerade auf kommunaler Ebene besteht für Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit auf 

Entscheidungen Einfluss zu nehmen. 

 

 

2. Unterstützen Sie als MdB die Forderung, dass die von der Wissenschaft als gesundheitsgefährdend 

bezeichneten zu hohen dB(A)-Grenzwerte für Wohngebietsstraßen, den niedrigeren, wenn auch 

nicht als bedenkenlos eingestuften dB(A)-Richtlinienwerte für Straßenneubauten in Wohngebiete 

anzugleichen? 

 

Oliver Luksic: 

 

Die Reduzierung des Verkehrslärms ist uns ein wichtiges Anliegen, um die notwendige gesellschaft-

liche Akzeptanz für den weiteren Infrastrukturausbau und den Schutz der Bevölkerung zu gewähr-

leisten. Vor diesem Hintergrund werden wir in der nächsten Legislaturperiode die bestehenden dB(A)-

Grenzwerte einer genauen Überprüfung unterziehen und dabei auch die bisherige Unterscheidung 
von Bestandsstraßen und Neubaustracken überprüfen. 

 

3. Unterstützen Sie als MdB die Fehlerbereinigung der Lärmberechnungsverfahren? 

 

Erläuterung: 

Für die Ermessensentscheidungen auf Lärmschutzansprüche, werden die dB(A)-Werte der 

Straßenverkehrs-lärmkarten zugrunde gelegt, die bundesweit mit einem nachweisbar mangelhaften 

Lärmberechnungsverfahren und nicht mit präzisen Lärmmessungen ermittelt werden.Beispielsweise 

werden die Lärmemissionen, die oberhalb der erlaubten Geschwindigkeit von den zu schnell 

fahrenden Verkehrsteilnehmern verursacht werden, nicht einberechnet. 

 

Oliver Luksic: 

 

Im Rahmen der Überprüfung der bestehenden dB(A)-Grenzwerte werden wir auch die bisherigen 

Lärmmessungs- und Lärmberechnungsverfahren auf den Prüfstand stellen. 

 

4. Unterstützen Sie als MdB die Forderung, dass die Bezirksregierungen und die 

Kreisordnungsbehörden bei überschrittenen dB(A)-Grenzwerten an Autobahnen gesetzlich 

verpflichtet werden, zeitnah Tempolimit plus stationäre Geschwindigkeitsüberwachungen 

anzuordnen, falls keine Mittel für bauliche Lärmschutzmaßnahmen verfügbar sind? 

 

Oliver Luksic: 

 

Tempolimits und Geschwindigkeitsüberwachungen sind oftmals geeignete und sinnvolle Maßnahmen, 

falls aus finanziellen Gründen der bauliche Lärmschutz fehlt oder unzureichend ist. Eine Entscheidung 

der anzuordnenden Maßnahmen muss jedoch unter Berücksichtigung aller Umstände vor Ort von der 

zuständigen Behörde getroffen werden. 

 

5. Unterstützen Sie als MdB die Forderung nach mehr Bürgerbeteiligung bei Verkehrsentscheidungen 

vor Ort, falls ja, an welche konkreten Maßnahmen denken Sie? 

 

Oliver Luksic: 

 

Im Bereich der Verkehrsinfrastruktur wollen wir eine stärkere Bürgerbeteiligung bei der Aufstellung 



des Bundesverkehrswegeplans als in der Vergangenheit. Dies ist ein konkretes Projekt für die nächste 

Legislaturperiode. Aus Planungsdesastern wie bei Stuttgart 21 oder dem Flughafen BER in Berlin 

müssen die richtigen Schlussfolgerungen gezogen werden. Das betrifft zum einen die verbesserte 

Bürgerbeteiligung, um die gesellschaftliche Akzeptanz für Vorhaben im Bereich der Verkehr-

sinfrastruktur zu erhalten. Zum anderen geht es um seriöse Kostenplanungen, um die Auswirkungen 

auf öffentliche Haushalte zuverlässig abschätzen zu können.  

 

Die FDP bekennt sich dazu: staatliche und private Verkehrsinvestitionen sind auch in Zukunft 

notwendig. Die Lösung kann nicht darin bestehen, auf sie zu verzichten. Vielmehr muss die 
Verwirklichung privater und staatlicher Verkehrsinfrastrukturprojekte wieder zu einem gesellschaft-

lichen Anliegen werden. Voraussetzung dafür ist bessere Bürgerbeteiligung und Transparenz. Das 

bedeutet auch: kürzere und effizientere Verfahren. Wir wollen das Planungsrecht stärker für 

Mediationen öffnen und die Voraussetzungen dafür schaffen, das Instrument des Bürgerentscheides 

für Projekte von lokaler bzw. regionaler Bedeutung zu stärken. Die Bürger sollen dann nicht nur über 

die Grundsatzentscheidung mitbestimmen können, sondern auch über weitere Eckpunkte des 

Planungsverfahrens. Eine verbesserte Bürgerbeteiligung versprechen wir uns auch an der verstärkten 

Nutzung neuer Medien (E-Governance). 


